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(5) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren  
Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 1/126 
 
Der Rat der Stadt Düren hat in der Sitzung vom 
24.03.2010 die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
1/126 „Gürzenicher Straße Ost“ in Düren, durchgeführt 
als vereinfachtes Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB), gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
Der Beschluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist in 
der nachstehenden Skizze dargestellt: 

„Kreis Düren, DGK 5, Kontroll-Nr. 44/95“ 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1/126 „Gür-
zenicher Straße Ost“ in Düren nebst Begründung liegt 
ab sofort im Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, 52349 Düren, Wilhelmstraße 34, City Karree, 
2. Obergeschoss, öffentlich aus und kann dort während 
folgender Zeiten von jedermann eingesehen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags  von 08.00 - 12.00 Uhr. 
(mo.-mi. nachmittags: bitte den Haupteingang  
Rathaus, Kaiserplatz 2-4, benutzen) 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Bebauungsplan-
änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 

Hinweise:  
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 
des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 
 
Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 
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1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Düren, den 21.08.2010 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 

 
 
(6) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren  
Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 9/341B  
 
Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 
15.12.2010 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
9/341B „An der Aue“ in Düren Mariaweiler, durchge-
führt als vereinfachtes Verfahren nach § 13 Baugesetz-
buch (BauGB), gemäß § 10 BauGB als Satzung be-
schlossen. 
Der Beschluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist in 
der nachstehenden Skizze dargestellt: 

„Kreis Düren, DGK 5, Kontroll-Nr. 44/95“ 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9/341B „An 
der Aue“ in Düren Mariaweiler nebst Begründung liegt 
ab sofort im Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, 52349 Düren, Wilhelmstraße 34, City Karree, 
2. Obergeschoss, öffentlich aus und kann dort während 
folgender Zeiten von jedermann eingesehen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags  von 08.00 - 12.00 Uhr. 
(mo.-mi. nachmittags: bitte den Haupteingang  
Rathaus, Kaiserplatz 2-4, benutzen) 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Bebauungsplan-
änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 

Hinweise:  
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 
des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 
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Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Düren, den 21.01.2011 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
 
(7) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren  
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/367  

 
Der Rat der Stadt Düren hat in der Sitzung vom 
15.12.2010 den Bebauungsplan Nr. 1/367 „Zwischen 
Monschauer Straße und In der Mühlenau“, durchge-
führt als vereinfachtes Verfahren nach § 13 Baugesetz-
buch (BauGB) in Verbindung mit § 9 Abs. 2 a BauGB, 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
Der Beschluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 
nachstehenden Skizze dargestellt: 

„Kreis Düren, DGK 5, Kontroll-Nr. 44/95“ 
 
Der Bebauungsplan Nr. 1/367 „Zwischen Monschauer 
Straße und In der Mühlenau“ in Düren nebst Begrün-
dung liegt ab sofort im Amt für Stadtentwicklung, 
Abteilung Planung, 52349 Düren, Wilhelmstraße 34, 
City Karree, 2. Obergeschoss, öffentlich aus und kann 
dort während folgender Zeiten von jedermann eingese-
hen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags  von 08.00 - 12.00 Uhr. 
(mo.-mi. nachmittags: bitte den Haupteingang  
Rathaus, Kaiserplatz 2-4, benutzen) 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 

Hinweise:  
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 
des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 
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Gemäß § 215 BauGB  „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Düren, den 21.01.2011 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
 
(8) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren  
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/364 

 
Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 
15.12. 2010 den Bebauungsplan Nr. 1/364 „Bereich 
nördlich und südlich der Düppelstraße zwischen Eus-
kirchener- und Eberhard-Hoesch-Straße“ in Düren, 
durchgeführt als beschleunigtes Verfahren nach § 13a 
Baugesetzbuch (BauGB), gemäß § 10 BauGB als Sat-
zung beschlossen. 
Der Beschluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 
nachstehenden Skizze dargestellt: 

„Kreis Düren, DGK 5, Kontroll-Nr. 44/95“ 
 
Der Bebauungsplan Nr. 1/364 „Bereich nördlich und 
südlich der Düppelstraße zwischen Euskirchener- und 
Eberhard-Hoesch-Straße“ in Düren nebst Begründung 
liegt ab sofort im Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, 52349 Düren, Wilhelmstraße 34, City Karree, 
2. Obergeschoss, öffentlich aus und kann dort während 
folgender Zeiten von jedermann eingesehen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags  von 08.00 - 12.00 Uhr. 
(mo.-mi. nachmittags: bitte den Haupteingang  
Rathaus, Kaiserplatz 2-4, benutzen) 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 

Hinweise: 
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 
des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
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nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 
 
Gemäß § 215 BauGB  „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Düren, den 21.01.2011 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
____________________________________________ 

 
(9) 
 
Öffentliche Zustellung einer Rechtswahrungsanzei-

ge nach § 7 UVG gemäß § 10 VwZG 
 

Stadt Düren 
Sozialamt 
Aktenzeichen: 50306.St 184 
 
Düren, 31.01.2011 
 
 
Die an Norbert Schotten, zuletzt wohnhaft in 52349 
Düren, Paradiesstr.4, gerichtete Mitteilung über die 
Neufestsetzung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgeset-
zes (UVG) vom 31.01.2011 kann beim Stadtsozialamt 
Düren, Unterhaltsvorschusskasse, Fritz-Erler Str. 9, 
52349 Düren, Zimmer 10, eingesehen werden. 
 
Der/Die Empfänger/in ist melderechtlich als nach un-
bekannt verzogen erfasst. Nach meinen Ermittlungen 
ist der Aufenthalt allgemein unbekannt. 
 
Im Auftrag: 
gez. Nolden 
 
____________________________________________ 
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